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Inhalt: Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Berufung einer außerordentliche Synode für die evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirchengemeinden des Kreiſes Herzogthum Lauenburg zur Berathung über die kirchliche 
Gemeinde» und Synodalverfaſſung dieſes Kreiſes, S. 165. — Verordnung, betreffend die Zuſammen⸗ 
fegung und die Zuſtändigkeit der für die evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinden des Kreiſes Herzogthum 
Lauenburg zu berufenden außerordentlichen Synode, S. 106. — Bekanntmachung der nach dem 
Geſetz vom 10. April 1872. durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, 


Urkunden ꝛc., S. 170. 


(Nr. 8508.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Mai 1877., betreffend die Berufung einer aufer- 
ordentlichen Synode für die evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden des 
Kreiſes Herzogthum Lauenburg zur Berathung über die kirchliche Gemeinde- 
und Synodaloerfaſſung dieſes Kreiſes. 


Auf Ihren Bericht vom 16. d. M. genehmige Ich en die Berufung 

einer außerordentlichen Synode für die evangeliſch⸗lutheriſchen irchengemeinden 

des Kreiſes Herzogthum Lauenburg zur Berathung über die kirchliche Gemeinde⸗ 

und Synodalverfaſſung des gedachten Kreiſes nach Maßgabe der angeſchloſſenen 

10 von Mir vollzogenen Verordnung, betreffend die Zuſammenſetzung und Zuſtän⸗ 

digkeit der für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden des Kreiſes Herzog⸗ 

thum Lauenburg zu berufenden außerordentlichen Synode. Indem Ich Ihnen 

dis leich den der Synode vorzulegenden Entwurf einer Verordnung, betreffend 

ie Einführung der Kirchengemeinde und Synodalordnung für die evangeliſch— 

lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 4. November 1876. in 

den evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinden des Kreiſes Herzogthum Lauenburg anbei 

ugehen laſſe, beauftrage Ich Sie, die Zuſammenberufung der Synode durch 

as Konſiſtorium zu Kiel alsbald zu veranlaſſen und über das Ergebniß der 
Berathungen demnächſt weiter zu berichten. 

Dieſer Mein Erlaß und die Verordnung vom heutigen Tage, betreffend 
die Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit der außerordentlichen Synode, ſind durch 
die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 19. Mai 1877. 
Wilhelm. 
Falk. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Jahrgang 1877. (Nr. 85088509) 27 (Nr. 8509.) 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Juni 1877. 
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(Nr. 8509.) Verordnung, betreffend die Zuſammenſetzung und die Zuſtändigkeit der für die 
evangeliſch-lutheriſchen Gemeinden des Kreiſes Herzogthum Lauenburg zu 
berufenden außerordentlichen Synode. Vom 19. Mai 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Bezugnahme auf Unſeren Erlaß vom heutigen Tage, betreffend 
die Berufung einer außerordentlichen Synode für die evangeliſch⸗lutheriſchen 
Gemeinden des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, auf den Antrag Unſeres Miniſters 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten, was folgt: 


Die Synode wird gebildet: 

1) aus dem Superintendenten zu Ratzeburg, 

2) aus 8 geiſtlichen und 16 weltlichen Abgeordneten, 
3) aus 4 von Uns zu berufenden Mitgliedern. 


$. 2. 

Die im F. 1. Ziffer 2. bezeichneten 8 geiſtlichen Abgeordneten werden von 
ſämmtlichen Geiſtlichen, welche im Kreiſe ein Pfarramt definitiv oder vikariſch 
verwalten, gewählt. Die im F. 1. Ziffer 2. bezeichneten 16 weltlichen Abgeord⸗ 
neten werden von Deputirten der Kirchengemeinden gewählt. 

H. 3. 

Die Wahl der Abgeordneten findet in einem gemeinſamen Wahltermine 
ſtatt. Sie wird durch einen von dem Konſiſtorium zu Kiel ernannten Kom⸗ 
miſſarius geleitet. 

Nach der Wahl der Abgeordneten werden 4 eiſtliche und 8 weltliche Stell⸗ 
vertreter gewählt, welche beim Ausſcheiden eines Abgeordneten in der aus der 
Zahl der erhaltenen Stimmen ſich ergebenden Reihenfolge in die Synode eintreten. 

Wählbar zur Synode als geiſtliche Mitglieder find ſämmtliche wahlberech⸗ 
tigte Geiſtliche des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, als weltliche diejenigen Mit⸗ 
glieder der dortigen evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden, welche nach Maß⸗ 
gabe des §. 4. zu Deputirten gewählt werden können. 

Die Wahl erfolgt mittelft ſchriftlicher Stimmgebung und wird durch ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit entſchieden. Hat ſich bei der erſten Wahlhandlung keine 
abſolute Stimmenmehrheit ergeben, ſo findet eine neue Stimmabgabe ſtatt in der 
Weiſe, daß nur die beiden, welche die meiſten Stimmen gehabt haben, zur Wahl 
geſtellt werden. Ergiebt ſich alsdann Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. 
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$. 4. 
Für die Wahl der Deputirten der Kirchengemeinden (F. 2.) gelten folgende 
Beſtimmungen. 
Die Zahl der von den einzelnen Kirchengemeinden zu wählenden Depu⸗ 
tirten beſtimmt ſich nach der Zahl der Gemeindean ehörigen in der Weiſe, daß 
in Gemeinden mit weniger als 1000 Angehörigen je ein Deputirter, 
in Gemeinden mit 1000 bis 2000 Angehörigen je zwei Deputirte, 
in Gemeinden mit 2000 bis 3000 Angehörigen ie drei Deputirte, 
in Gemeinden von 3000 Angehörigen und darüber je vier Deputirte 
gewählt werden. 
Wahl ; 
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Wahlberechtigt ſind alle männlichen volljährigen Mitglieder der Gemeinde, 
welche mindeſtens ein Jahr in der Gemeinde wohnen, zu den Kirchenlaſten oder 
direkten Staatsſteuern beitragen und weder unter Pflegſchaft noch im Hauſe und 
Brode Anderer ſtehen. Perſonen, welche wegen Beſitzes von Orden und Ehren⸗ 
zeichen, mit denen Steuerfreiheit verbunden iſt, von der Steuer befreit ſind, 
bleiben deſſenungeachtet wahlberechtigt. 

Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Wahlrechtes ſind diejenigen, 

1) welche durch Verachtung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebens— 
wandel ein öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung noch nicht ge— 
ſühntes Aergerniß gegeben haben; 

2) welche nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden 

3) welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens, das die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in 
Unterſuchung ſich befinden; 

4) über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs fchwebt; 

5) welche in dem letzten Jahre vor der Wahl aus Armenmitteln der 
bürgerlichen Gemeinde unterſtützt worden ſind oder in dieſem Zeitraum 
Unvermögens halber Erlaß der Kirchenſteuern oder, wo ſolche nicht 
beſtehen, Befreiung von den Gemeindeſteuern genoſſen haben. 


Wählbar ſind die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche über 
30 Jahre alt und ſittlich unbeſcholten ſind, auch nicht durch Fernhaltung von 
dem öffentlichen Gottesdienſte und dem Beinen Abendmahle die Bethätigung 
ihrer kirchlichen Gemeinſchaft in anhaltender Weiſe unterlaſſen haben. 

Die Wahl der Deputirten wird durch einen Wahlausſchuß geleitet, welcher 
aus dem Paſtor als Vorſitzenden und den Juraten beſteht und zu ſeiner Unter⸗ 
ſtützung auch andere Mitglieder der Gemeinde heranziehen kann. Wo mehrere 
Geſſtlche angeſtellt ſind, gehören dieſelben ſämmtlich dem Wahlausſchuß an. 
Den Vorſitz führt in ſolchem Falle derjenige, welcher dem Range nach der Erſte 
iſt, oder bei gleichem Range derjenige, welcher, vom Tage der Ordination an 
gerechnet, das größere Dienſtalter hat. 

Die Wahl iſt an zwei dem Wahltage vorhergehenden Sonntagen unter 
Angabe der Zeit und des Ortes, ſowie der Zahl der zu wählenden sonen 
im Hauptgottesdienſte von der Kanzel zu verkünden. Eine von dem Wahl⸗ 
ausſchuß anzufertigende Lifte ſämmtlicher Wahlberechtigten iſt von der erſten 

erkündigung der Wahl an öffentlich auszulegen. Einwendungen gegen die 
ahlliſte muͤſſen wenigſtens drei Tage vor der Wahl bei dem Wahlausſchuß 
angebracht werden, welcher die 10 0 Einſprüche zu prüfen und durch 
motivirte Beſcheide, welche den Wahlakten im Konzept anzulegen ſind, zu er⸗ 
edigen „ſowie, wenn er die Einwendungen begründet findet, die Wahlliſten u 
richtigen hat. Bei Verkündigung der Wahl ift der Ort, wo die Wahlliſe 
be, anzugeben und zugleich auf die vorſtehende Beſtimmung aufmerkſam 
machen. 


Die Wahl erfolgt durch mündliche Erklärung zu Protokoll oder durch 
Ueberreſchung eines Stimmzettels nach dem Belieben des ahlberechtigten. 
Wr. 8509) 270 Re⸗ 
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Relative Stimmenmehrheit entfcheidet. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos, welches von dem Vorſitzenden des Wahlausſchuſſes zu ziehen iſt. 

Die Namen der Gewählten ſind, fo weit thunlich, im Wahltermine, jeden: 
falls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von der Kanzel zu ver⸗ 
kündigen. 5 


§. 5. 

Ueber die Wahlhandlungen in den Fällen der §§. 3. und 4. wird ein 
Protokoll made und in den Fällen des $. 3. von dem e wu 
rius und mindeſtens zwei anderen Mitgliedern der Verſammlung, in den Fällen 
des $. 4. von den Mitgliedern des Wahlausſchuſſes unterzeichnet. 

Unmittelbar nach der Wahl ſind die Gewählten zu einer Erklärung über 
die Annahme der Wahl aufzufordern. Sodann ſind die Verhandlungen mit 
allen zugehörigen Beilagen an das Konſiſtorium zu Kiel einzuſenden, welches 
das Verfahren prüft und über die gegen die Wahl erhobenen Einwendungen 
entſcheidet, mögen dieſe nun die Entſcheidungen der Wahlausſchüſſe über Ein⸗ 
ſprüche gegen die Wählerliſten oder das bei der Wahl beobachtete Verfahren 
oder die Qualifikation der Gewählten betreffen. 

Einwendungen, welche ſpäter als vierzehn Tage nach der Wahl bezw. 
nach der Verkündigung des Wahlreſultates von der Kanzel ($. 4. a. E.) eingehen, 
ſind nicht zu berückſichtigen. 9 6 


Die Synode tritt in der Stadt Ratzeburg zuſammen. 

Dieſelbe wird nach Abhaltung eines Gottesdienſtes durch einen von Uns 
u ernennenden Kommiſſarius eröffnet, welcher zugleich die von Uns für die 
e beſtimmten Vorlagen übergeben wird. 

Unſer Kommiſſarius iſt befugt, an allen Sitzungen der Synode und ihrer 
Kommiſſionen Theil zu nehmen, in derſelben jederzeit das Wort zu nehmen und 
Anträge zu ſtellen. 

Der Schluß der Synode erfolgt durch Unſeren Kommiſſarius. 

Sr f 

Der Vorſtand der Synode, beſtehend aus einem Vorſitzenden, ſowie einem 
geiſtlichen und einem weltlichen Beiſitzer, wird von der Synode gewählt. 

Der Vorſitzende führt den Schriftwechſel der Synode, leitet die Verhand— 
lungen und handhabt die äußere Ordnung. 

Die Beiſitzer haben den Vorſitzenden in feinen Geſchäften zu unterſtützen 
und in Behinderungsfällen zu vertreten. 

Dem Vorſtande liegt die Sorge für Abfaſſung und Beglaubigung der 
e e ſowie die Einſendung der Verhandlungen an das Konſiſto⸗ 
rium ob. 

Für die Aufzeichnung der Verhandlungen werden nach Bedürfniß von der 
Synode Schriftführer gewählt. fi 


Die Sitzungen der Synode werden mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 
Zur Beſchlußfähigkeit der Synode iſt die Anweſenheit von zwei Drittheilen 

der Mitglieder erforderlich. 
Die 
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Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt, dergeftalt 
daß Propoſitionen, welche nicht die abſolute Majorität erhalten, für abgelehnt 
deen Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Majoritäten ſich heraus⸗ 

ellen, durch engere Wahlen bis zur Erreichung abſoluter Majorität fortzusetzen. 
Ergiebt ſich bei Wahlen Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. Für die 
Wahlen der Schriftführer, ſowie die Wahlen zu Kommiſſionen genügt relative 
Mehrheit. 

85 9. 


Das Konſiſtorium zu Kiel erläßt die näheren Beſtimmun über die 
Geschäftsordnung ber Synode it gen 
$. 10. 


Die Synode ift berufen, über den Eintritt der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirchengemeinden des Kreiſes Herzogthum Lauenburg in 5 Schlewig⸗ Hel. 
ſteiniſchen Synodalverband, ſowie über die Ausdehnung der Gemeinde- und 
Synodalordnung vom 4. November 1876. (Geſetz-Samml. ©. an auf den 
Kreis Herzogthum Lauenburg und etwa durch beſondere Verhältniſſe des Kreiſes 
erforderlich werdende Modalitäten zu berathen. 

Aenderungen 1 A kirchlicher Einrichtungen, welche über dieſen nächſten 
Zweck hinausgehen, ſind nicht Gegenſtand der Berathung für die gegenwärtig zu 
berufende Synode. 

Kehl; 

Die Mitglieder der Synode erhalten während der Theilnahme an der 
Verſammlung Tagegelder und Reiſekoſten. 

Die Tagegelder der Mitglieder werden auf I Mark für jeden Sitzungs⸗ 
und 92 1090 ve eftellt. 

An eiſetoſten erhalten die Synodalen 10 Pfennige für jeden Kilometer 
per Eiſenbahn oder per Poſt, 27 Pfennige für jeden Kilometer, welcher mit 
anderen Verkehrsmitteln zurückgelegt wird. 

Dem Vorſtande werden ie baar aufgewandten Unkoſten für Büreaukoſten, 
Botenlohn und ähnliche Ausgaben auf Liquidation vergütet. 


„Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 19. Mai 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 
Falk. 


(Nr, 8509.) Be⸗ 
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Bekanntmachung. 


Ng Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 357.) 
find bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Oktober 1876., wodurch genehmigt wird, 
daß das der National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft, eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaft in Stettin, unter dem 30. Oktober 1871. (Geſetz⸗Samml. S. 518.) 
ertheilte Privilegium zur Ausgabe der in dem Statute vom 3. März 1870. 
und 11. Auguſt 1871. näher beſchriebenen Hypothekenbriefe Be, unter 
den Abänderungen, welche durch das mittelft jenes Allerhöchſten Erlaſſes 
Benchenigte revidirte Statut dieſer Geſellſchaft eingeführt find, fortbeſtehen 

leibe, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Jahr⸗ 
gang 1877. Nr. 19. Extrabeilage S. 14., Sg eben den 11. Mai 1877. 
(Das revidirte Statut iſt abgedruckt ibid. S. 1. bis 13.) 


2) der am 3. März 1877. Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem die 
Abgabe für die Benutzung des Bohlwerks zu Langenberg im Kreiſe 
Randow bis auf Weiteres zu erheben iſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Stettin Nr. 19. S. 93./94., ausgegeben den 11. Mai 1877. j 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. März 1877., betreffend die Ermäßigung 
des Zinsfußes der nach dem Allerhöchſten Privilegium vom 28. Februar 
1869. (Geſetz-Samml. S. 496.) vom Kreiſe Greifswald aufgenommenen 
Anleihe von fünf auf viereinhalb Prozent, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 17. S. 91., ausgegeben den 
26. April 1877. 


4) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. März 1877. wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Hagen R alen im 
Betrage von 150,000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. egierung 


zu Arnsberg Nr. 20. S. 164. bis 167., ausgegeben den 19. Mai 1877. 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1877., wonach die geſammte Ver⸗ 
mögensverwaltung des Kommunalverbandes von Alt-Pommern auf den 
Provinzialverband von Pommern übergeht und den unter Zuſtimmung 
des Provinziallandtages von Pommern aufgeſtellten beiden Nachträgen 
zu dem revidirten Reglement für die Feuerſozietät des platten Landes 
von Alt⸗Pommern vom 17. Januar 1872. und zu dem revidirten Regle⸗ 
ment für die Städte⸗Feuerſozietät Alt⸗Pommerns vom 22. Juni 1864. 
die Genehmigung ertheilt wird, durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 16. S. 77., ausgegeben den 
20. April 1877. 


der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 16. S. 73., ausgegeben den 
19. April 1877. 
6) der 
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6) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1877., betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts für den en Ausbau der Straße an der 
Moſel von Filzen nach Duſemond im Kreiſe Bernkaſtel, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 20. S. 125., ausgegeben den 
18. Mai 1877. 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1877., betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Prenzlau 
ür den chenſſewäß gen Ausbau der Straßen 1) von Prenzlau über 

zrüſſow nach der Eiſenbahnſtation Löcknitz, 2) von Strasburg bis an 
die Kreisgrenze in der Richtung auf Rothemühl, 3) von Prenzlau über 
Schmölln bis an die Randower Kreisgrenze in der Richtung auf Grünz, 
4) von Prenzlau über Schönermark und Fürſtenwerder bis an die Landes⸗ 
aan mit Mecklenburg in der Richtung auf Göhren, durch das Amts⸗ 
latt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 22. S. 177., ausgegeben 
den 1. Juni 1877.) 

8) das unter dem 4. April 1877. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis Anletheſcheine des Prenz⸗ 
lauer Kreiſes im Betrage von 1,100,000 Mark durch das Amtsblatt der 
3 Regierung zu Potsdam Nr. 22. S. 177. bis 179., ausgegeben 
den 1. Juni 1877. 

9) der am 7. er 1877. Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem das 
Wolters bei der Weichſelfähre zwiſchen Neuenburg und Nebrau bis auf 
eiteres zu erheben iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Marienwerder Nr. 20. S. 119. bis 121., ausgegeben den 16. Mai 1877. 

10) der EN Erlaß vom 9. April 1877., betreffend die Genehmigung 
des von dem 49. Kommunallandtage der Kurmark beſchloſſenen Achten 
Nachtrags zu dem revidirten Reglement für die Land⸗Feuerſozietät der 
Kurmark Brandenburg und der Niederlauſitz vom 15. Januar 1855., 
durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 19. S. 153./154., aus⸗ 
gegeben den 11. Mai 1877., 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 19. S. 132./133., 
ausgegeben den 9. Mai 1877. 

11) das unter dem 14. April 1877. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen 
Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Frank⸗ 
furt a. M. zum Betrage von 18,000,000 Mark durch das Amtsblatt für 
den Stadtkreis Frankfurt a. M. Nr. 21. S. 131./132., ausgegeben den 
17. Mai 1877. 

12) der am 16. April 1877. Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem das 
Schleuſengeld für die Benutzung der Schiffsſchleuſe in dem als öffent⸗ 
liche Schiffahrtsſtraße ausgebauten Theile des ſogenannten Schwarzen 
Grabens im Rhinluche bis auf Weiteres zu erheben iſt, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 21. S. 170., ausgegeben 
den 25. Mai 1877. 

13) der 
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13) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1877. betreffend das der Königl. 
Württembergiſchen Regierung verliehene Enteignungsrecht für die Aus⸗ 
führung einer von Bittelbronn durch die nordweſtliche Spitze der Hohen⸗ 
zollernſchen Lande nach Schopfloch anzulegenden Eiſenbahn, bezüglich des 
in das Preußiſche Staatsgebiet entfallenden Bahntheiles, durch das Amts⸗ 


blatt der Königl. Regierung zu Sigmaringen Nr. 19. S. 85., ausgegeben 
den 11. Mai 4877. e ausgeg 


14) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. April 1877., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts bezüglich der zur Erweiterung des Hafens zu 
Ruhrort erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Düſſeldorf Nr. 21. S. 231., ausgegeben den 26. Mai 1877. 


15) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 25. April 1877., betreffend den 
Bau einer Bahn von Löttringhauſen nach Witten und Langendreer durch 
die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 20. S. 108., ausgegeben den 
16. Mai 1877. 

der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 20. S. 164., ausgegeben 
den 19. Mal 1877. ? = 


Redigirt im Büreau des Staats. Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


